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1866. — 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Erscheint jeden Sonnabend. Preis vierte 
73 in Berlin bei allen Zeitungd- 


dass bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4½ Sgr., bei den außerprenßiſchen Poftanftalten 
Inſerate die Zeile 2 Sgr. 


Die Thronrede. 


Am 5. Auguſt find die beiden Häuſer des Landtages 
zuſammengetreten. Es geſchah unter Umſtänden, wie ſie 
vielleicht noch niemals vorgekommen ſind, ſo lange es 
gefetzlich geordnete Staaten giebt, das heißt: Staaten, 
in welchen das Volk und ſeine Vertreter einen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Antheil an der Regierung des Gemeinweſens 
beſizen. Seit länger als vier Jahren war bei uns ein 
tiefer Zwieſpalt zwiſchen der Regierung und der großen 
Mehrzahl der ſelbſtſtändigen Wähler des Landes zu 
Tage getreten. Die Regierung verausgabte die öffent⸗ 
lichen Gelder ohne Ermächtigung durch ein Geſetz und 
theilweiſe in ſolchem Maße und zu ſolchen Zwecken, wie 
es von unſeren Vertretern nicht gebilligt war. Sie ver⸗ 
fuhr in Kreis⸗ und Gemeindeangelegenheiten, in Kirche 
und Schule auf eine Weiſe, die gänzlich den Grund⸗ 
fägen widerſtreitet, die wir für die richtigen halten. 

Dazu kam, daß fie in Kriegs⸗ und Friedensſachen 
eine Politik verfolgte, welche die ſchlimmſten Gefahren 
vorherſehen ließ, wenn nicht die altbegründete Tüchtig⸗ 
keit des preußiſchen Staates und der hohe und ſtarke 
Geiſt des preußiſchen Volkes und des preußiſchen Volks⸗ 
heeres dieſelben von unſerem Vaterlande abwandte. Aus 
dieſen Gründen haben wir in den erſten Monaten dieſes 
Jahres mit aller Kraft vor dem Kriege mit Oeſterreich 

gewarnt. Wir hielten ihn nicht für ungerecht, wir mein⸗ 
ten, daß er über kurz oder lang ſogar zu einer abſoluten 
Nothwendigkeit werden würde; aber wir meinten und 
meinen noch heute, daß die preußiſche Regierung einen 
Krieg „auf Tod und Leben“, wie ihn der Aufruf des 
Königs an Sein Volk vom 18. Juni nannte, nicht zu 
einer Zeit beginnen ſollte, in welcher nicht Volk und 
Regierung in allen Dingen einmüthig zuſammenſtehe. 
Dennoch ward der Krieg beſchloſſen, und er mußte 
wohl beſchloſſen werden, weil, wie es ſchien, unſere Feinde 
gerade aus unſerem inneren Zwieſpalte, deſſen Weſen 
und Bedeutung ſie nicht verſtanden, den Muth ſchöpften, 
ſich gegen uns mit aller Macht zu rüſten. Aber ſie 
kannfen das preußiſche Volk herzlich ſchlecht, wenn ſie 
glaubten, daß wir einer nicht beliebten Regierung auch dann 


nicht folgen würden, wenn es galt, Hab' und Gut, Weib 
und Kind, den eigenen ruhmreichen Staat und die Sache 
des großen deutſchen Vaterlandes gegen die Feinde zu 
vertheidigen. Als der Krieg einmal unvermeidlich war 
da haben wir Alle, der König und ſeine Regierung, 
das Heer vom kommandirenden General bis zum jüng⸗ 
ſten Rekruten, die unbewaffneten Bürger vom Reichsten 
bis zum Aermſten, jeder an feiner Stelle und nach ſeinen 
Mitteln und Kräften, unſere volle und ganze Schuldig⸗ 
keit gethan. Darum war auch, wie der König in 
feiner Thronrede vom 5. Auguft ſagte, Gottes Segen 
ſichtbar mit unſerer gerechten Sache. Zwar 
hatten wir niemals an dem endlichen Siege der preußi⸗ 
ſchen Waffen gezweifelt, aber die Größe und beſonders 
die wunderbare Schnelligkeit unſerer Siege hat nicht 
blos unſere Feinde, nicht blos die fremden Völker und 
Regierungen, ſondern ſie hat jeden von uns, ſie hat auch 
unſere eigenen Heerführer überraſcht. Und dieſe Siege find 
vor Allem unſeren bewaffneten Brüdern und Söhnen 
zu verdanken; doch ſie ſind auch erfochten durch die 
Kraft des ganzen Staates und das Verdienſt des 
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er nun fragen wir auch nach den Früchten ſol⸗ 
cher Siege. Wir meinen, daß diese Früchte nit Ren 
gewonnen werden, wenn Regierung und Volk nur im 
Kampfe gegen den äußeren Feind einig zu ſein verſtehen, 


aber in Streit und Zwietracht wieder aus einander gehen, 
ſobald der Feind geſchlagen iſt, und es nun dura den 
kommt, den rechten Gewinn aus den ungeheuren Opfern 
und Anſtrengungen des Krieges zu ziehen. Das iſt 
glücklicher Weiſe auch die Meinung des Königs, wenn 
er in ſeiner Thronrede ſagt: „In einträchtigem Zuſam⸗ 
menwirken werden Regierung und Volksvertretung die 
Früchte zur Reife zu bringen haben, die aus der blutigen 
905 ſoll ſie nicht umſonſt geſtreut ſein, erwachſen 
müſſen.“ 

Doch ſind es nicht dieſe Worte allein, die uns mit 
Freude erfüllen. Denn noch mehr bedeutet es, daß, nach 
dem Willen des Königs, die Regierung ſelbſt den erſten 
Schritt thun ſoll, den nur ſie allein, nicht aber die 
Volksvertretung tbun kann, um die fo lange entbehrte 


Eintracht wieder herzuſtellen. Der König erkennt näm⸗ 
lich wiederholt und ausdrücklich an, daß ſeine Mi⸗ 
niſter den Staatshaushalt mehrere Jahre 
hindurch ohne geſetzliche Grundlage geführt 
haben. Er ſagt, daß dieſe geſetzliche Grundlage erſt 
dann wieder vorhanden ſein würde, wenn auf Grund 
des Art. 99 der Verfaſſung alljährlich ein Staats⸗ 
haushaltsgeſetz zwiſchen Regierung und Volksvertretung 
vereinbart würde. Aber feit länger als vier Jahren iſt 
ein ſolches Geſetz nicht vereinbart worden, und wenn 
deſſenungeachtet die Miniſter während dieſer Zeit doch 
die Staatsgelder verausgabt haben, ſo müſſen ſie 
auch die geſetz⸗ und verfaſſungsmäßigen Fol⸗ 
gen dieſes Verfahrens auf ſich nehmen, ſobald 
nämlich das ſtrenge Recht ſeinen ungehinderten Lauf 
nimmt. Es kann aber unter Umſtänden gerecht und 
nothwendig ſein, daß man von dem ſtrengen Rechte 
abſieht. Jede Begnadigung nach erfolgtem Richter⸗ 
ſpruche iſt ein ſolches Abſehen vom ſtrengen Rechte. 
Ebenſo jede Amneſtie (das heißt: Vergeſſen und Ver⸗ 
geben), durch welche ſchon die gerichtliche Verfolgung 
ſelbſt erlaſſen wird. Eine ſolche Amneſtie wird in ge⸗ 
wiſſen Fällen auch Indemnität genannt, zu deutſch: 
Sicherſtellung gegen Strafe.“) 

Wir gehen heute auf die vergangenen Dinge nicht 
weiter, ja nicht einmal ſo weit zurück, als die Thron⸗ 
rede ſelbſt es thut. Wir ſagen daher nur, daß es dem 
Lande zu hoher Befriedigung gereichen muß, daß der 
König in ſeiner Thronrede ſich damit einverſtanden er⸗ 
klärt, daß die Miniſter einer Indemnität bedür⸗ 
fen. „Ich hege das Vertrauen“ ſagt er, „daß die jüng⸗ 
ſten Ereigniſſe dazu beitragen werden, die unerläß⸗ 
liche Verſtändigung in ſo weit zu erzielen, daß 
m. of n. He. N ein in. Way, anf, Ne. Ahn. e. 
Staatshaushaltsetat geführte Verwaltung die 
Indemmität, um welche die Landesvertretung ange: 
gangen werden ſoll, bereitwillig ertheilt, und damit der 
bisherige Konflikt für alle Zeit .... zum Abſchluß ges 
bracht werden wird. 

Gewiß iſt eine Thronrede von ſolchem Inhalte weit 
mehr als alle früheren Eröffnungs- und Schlußreden ſeit 
vier Jahren geeignet, in uns die Hoffnung einer Verſtän⸗ 
digung zu erwecken. Es wird dieſe Hoffnung auch dadurch 
verſtärkt, daß die Thronrede darauf hinweiſt, daß die Er⸗ 
weiterung unſerer Grenzen und die Einrichtung eines ein⸗ 
heitlichen Bundesheeres unter Preußens Führung dem 
Lande eine weſentliche Erleichterung der durch 
die Reorganiſation herbeigeführten Laſten ge— 
währen werde. Denn die übergroßen Laſten, welche 
die Reorganiſation dem Lande auferlegen ſollte, haben 
ja eben den erſten Anlaß zu dem ſchweren Zwieſpalte 
zwiſchen Regierung und Volksvertretung gegeben, und 
es iſt ja die Abwälzung eines Theiles der Militärlaſten 
auf unſere deutſchen Nachbarſtaaten ſchon von Anfang 
an von der liberalen Partei als der Ausweg aus dem 
Labyrinthe der Militärfrage bezeichnet worden. 


*) Weber das Wort „Indemnität“ ſiehe auch die Wochenſchau. 


Aber wir dürfen auch nicht verſchweigen, daß unſere 
Befürchtungen noch keinesweges beſeitigt ſind. Doch 
heute wollen wir dieſen Befürchtungen noch Schweigen 
gebieten. Wir wollen abwarten, mit welchen beſtimmten 
Anträgen und Erklärungen die Regierung vor das Ab⸗ 
5 hintreten wird. Eines aber können und 
ürfen wir nicht verſchweigen, es iſt der Umſtand, daß 
die Thronrede, indem ſie die Forderung der Indemnität 
für die Miniſter ankündigt, vergißt, das Wort hinzu⸗ 
zufügen, auf welches das Land ſo lange wartet, und 
welches doch wohl bei der Beendigung des Konfliktes 
vor Allem am Platze ſcheint, das Wort: Amneſtie. 
Möge daſſelbe nicht mehr lange auf ſich warten laſſen. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Der Krieg, deſſen Ziele ſo weit geſteckt ſchie⸗ 
nen, daß man allſeitig ſich auf einen en Kampf 
vorbereitete, iſt nach kurzem, glänzenden Siegeslauf unferer 
Armee beendigt. Die Friedenspräliminarien ſind am 26. Juli 
feſtgeſtellt worden, und wahrſcheinlich wird ihnen in wenigen 
Tagen der Abſchluß des definitiven Friedens zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich folgen. Dieſe Präliminarien enthalten ſo 
genau alle Bedingungen des künftigen Friedens, daß es ſich 
jegt nur noch um die Feſtſtellung untergeordneter Details 
handelt. Da ſich ſonach der Frieden ſelbſt nicht weſentlich 
von dieſen Präliminarien unterſcheiden wird, das Schriftſtück 
alſo als ein hochwichtiges Aktenſtück für unſeren Staat betrachtet 
werden muß, ſo laſſen wir hier den Wortlaut der einzelnen 
Paragraphen folgen: 

Art. I. Der Territorialbeſtand der öſterreichiſchen Monar⸗ 
chie, mit Ausnahme des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches 
bleibt unverändert. Se. Mafeſtät der König von Preußen 
verpflichtet ſich, ſeine Truppen aus den bisher von denſelben 
okkupirten öſterreichiſchen Territorien zurückzuziehen, ſobald der 
Friede abgeſchloſſen ſein wird, vorbehaltlich der im definitiven 
Friedensſchluſſe zu treffenden Maßregeln wegen einer Garan- 
lite per Bilhrmm ver Siregenttfätönging. 

Art. II. Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich erkennt 
die Auflöſung des bisherigen deutſchen Bundes an, und giebt 
ſeine Zuſtimmung zu einer neuen Geſtaltung Deutſchlands 
ohne Betheiligung des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. Ebenſo 
verſpricht Se. Majeſtät das engere Bundesverhältniß an⸗ 
zuerkennen, welches Se. Majeſtät der König von Preußen 
nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und er⸗ 
klärt ſich damit einverſtanden, daß die ſüdlich von dieſer 
Linie gelegenen deutſchen Staaten in einen Verein zuſammen⸗ 
treten, deſſen nationale Verbindung mit dem norddeutſchen 
Bunde der näheren Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehal- 


ten bleibt. 

Art. III. Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich über⸗ 
trägt auf Se. Majeſtät den König von Preußen alle ſeine 
im Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 erworbenen Rechte 
auf die Herzogthümer Holſtein und Schleswig, mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Bevölkerungen der nördlichen Diſtrikte von 
Schleswig, wenn ſie durch freie Abſtimmung den Wunſch zu 
erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Däne⸗ 
mark abgetreten werden ſollen. 

Art. IV. Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich ver⸗ 
pflichtet ſich, behufs Deckung eines Theiles der für Preußen 
aus dem Kriege erwachſenen Koſten, an Se. Majeſtät den 
König von Preußen die Summe von 40 Millionen Thalern 
zu zahlen. Von dieſer Summe ſoll jedoch der Betrag der 
Kriegskoſten, welchen Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich laut Art. 12. des gedachten Wiener Friedens vom 30. 


Oktober 1864 noch an die Herzogthümer Schleswig und Hol- 
ſtein zu fordern hat, mit fünfzehn Millionen Thalern, und 
als Aequivalent der freien Verpflegung, welche die preußiſche 
Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr okkupirten 
öſterreichiſchen Landestheilen haben wird, mit fünf Millionen 
in Abzug gebracht werden, ſo daß nur zwanzig Millionen 
baar zu zahlen bleiben. 1 8 

Art. V. Auf den Wunſch Sr. Majeſtät des Kaiſers 
von Oeſterreich erklärt Se. Majeſtät der König von Preußen 
ſich bereit, bei den bevorſtehenden Veränderungen in Deutſch⸗ 
land den gegenwärtigen Territorial⸗Beſtand des Königreichs 
Sachſen in ſeinem bisherigen Umfange beſtehen zu laſſen, 
indem Er ſich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu 
den Kriegskoſten und die künftige Stellung des Königreichs 
Sachſens innerhalb des norddeutſchen Bundes durch einen 
mit Sr. Majeſtät dem Könige von Sachſen abzuschließenden 
beſonderen Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen ver 
ſpricht Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, die von Sr. 
Majeſtät dem Könige von Preußen in Norddeutſchland her⸗ 
uftellenden neuen Einrichtungen, einſchließlich der Territorial⸗ 
Veränderungen, anzuerkennen. 

Art. VI. r 
ſich anheiſchig, die Zuſtimmung ſeines Verbündeten, Sr. 
Majeſtät des Königs von Italien, zu den Friedens ⸗Prälimi⸗ 
narien und zu dem auf dieſelben zu begründenden Waffen · 
ſtillſtande zu beſchaffen, ſobald das venetianiſche Königreich 
durch Eiklärung Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen zur 
Dispofition Sr. Majeſtät des Königs von Italien geſtellt 
ein wird. 
| Art. VII. Die Ratifikationen der gegenwärtigen Ueber⸗ 
einkunft werden binnen längſtens 2 Tagen in Nikolsburg aus⸗ 
getauſcht werden. b 

Art. VIII. Gleich nach erfolgter und ausgetauſchter 
Ratifikation der gegenwärtigen Uebereinkunft werden Ihre 
beiden Majeſtäten Bevollmächtigte ernennen, um an einem 
noch näher zu beſtimmenden Orte zuſammenzukommen und 
auf der Balis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den 
Frieden abzuſchließen und über die Detailbedingungen deſſelben 
zu verhandeln. , . g 

Art. IX. Zu dieſem Zwecke werden die contrahirenden 
Staaten, nach Feſtſtellung dieſer Präliminarien, einen Waf⸗ 
fenſtillſtand für die kaiſerlich öſterreichiſchen und königlich 
ſächſiſchen Streitkräfte einerſeits und die königlich preußiſchen 
andererſeits abſchließen, deſſen nähere Bedingungen in mili⸗ 
täriſcher Hinſicht ſofort geregelt werden ſollen. Dieſer Waf⸗ 
fenſtillſtand wird am 2. Auguſt beginnen und die im Augen⸗ 
blicke beſtehende Waffenruhe bis dahin verlängert. Der Waf⸗ 
fenftillſtand wird gleichzeitig mit Baiern hier abgeſchloſſen 
und der General Freiherr v. Manteuffel beauftragt werden, 
mit Württemberg, Baden und Heſſen⸗Darmſtadt einen am 
2. Auguft beginnenden Waffenſtillſtand auf der Grundlage 
des militäriſchen Beſitzſtandes abzuſchließen, ſobald die ge- 
nannten Staaten es beantragen. 

In Süddeutſchland iſt gleichfalls Waffenſtillſtand einge⸗ 
treten und ſollen die Friedensverhandlungen in Berlin ſtatt⸗ 
finden. Hoffen wir, daß das Reſultat derſelben nicht eine 
Theilung Deutſchlands, ſondern die Herſtellung eines 
einigen Oeutſchlands fein möge. 


Der König iſt am 4. d. M. in feine Hauptſtadt zurück ⸗ 


gekehrt, empfangen von dem Jubel der Bevölkerung. Am 
folgenden Tage hat er die Kammern in Perſon eröffnet. 
Ueber die Thronrede haben wir uns in einem beſonderen 
Artikel ausgeſprochen. 

Am 6. d. M. haben die Kammern ihre Thätigkeit be» 
gonnen. Im Abgeordnetenhaus eröffnete General Sta⸗ 


Se. Majeſtät der König von Preußen macht 


venhagen als Alterspräſident die Sitzung mit einer kurzen 
Anſprache, in welcher er den ruhmreichen Thaten unſeres 
Heeres Anerkennung zollte. In den folgenden Sitzungen 
beſchäftigte ſich das Haus nur mit Wahlprüfungen. 

Im Herrenhaus wurden die früheren Präſidenten wie⸗ 
dergewählt. In der zweiten Sitzung wurde der Erlaß einer 
Adreſſe an den König beſchloſſen. Großes Aufſehen machte 
ein Schreiben des Herrenhausmitgliedes, Graf Weſtphalen, 
worin dieſer dem Herrenhauſe anzeigt, daß er feinen Sitz 
aufgebe, weil er dem König als „deutſchem Bundes⸗ 
fünften" den Eid geleiftet habe, mit dem „Bundesbruche“ 
aber dieſes Verhältniß gelöſt ſei. Von Seiten des Minifte- 
riums wurden einige oktroyirte Verordnungen zur nachträg⸗ 
lichen Genehmigung vorgelegt. 

In Berlin find am 8. d. M. bei den Nachwahlen die 
früheren Abgeordneten Baron v. Vaerſt und Heyl, beide 
der Fortſchrittspartei angehörig. gewählt worden. 

Die einzelnen Fraktionen des Abgeordnetenhauſes beſchäf-— 
tigen ſich jetzt eiftig mit den Vorbeſprechungen über die dem⸗ 
nächſt ſtattfindende Präſidentenwahl. Es wird von Sei⸗ 
ten der liberalen Fraktionen an der Wiederwahl Grabow's 
feſtgehalten werden, während die Altliberalen und die Konſer⸗ 
vativen den Grafen Schwerin als Kandidaten aufſtellen wollen. 

Als Vorlagen für den Landtag iſt, wie man hört, 
zunächſt nur Folgendes in Ausſicht genommen: die ſeit Schluß 
der letzten Seſſion oktroyirten Verordnungen in Be⸗ 
treff der Wuchergeſetze, der Darlehnskaſſen u. ſ. w., 
der Entwurf des Reichswahlgeſetzes und die Vorlage 
wegen Ertheilung der Ind emnität für die budgetloſe Ver⸗ 
waltung der letzten Jahre. 

Viele unſerer Leſer mögen vielleicht in Zweifel ſein, welche 
Bedeutung dem Worte Indemnität beizulegen iſt; wir 
laſſen deßhalb eine kurze ſachgemäße Erklärung dieſes Wortes, 
wie ſie die National⸗Zeitung bringt, hier folgen: Indemnität 
(in der Verfaſſungsurkunde kommt das Wort nicht vor) be⸗ 
deutet bei den alten lateiniſchen Schriftſtellern ſo viel wie 
Schadloshaltung, was in unſerer Sprache des täglichen Lebens 
oft mit Entſchädigung verwechſelt wird, doch aber etwas an⸗ 
deres iſt. Entſchädigung iſt Erſatz für gehabten Schaden, 
Schadloshaltung hingegen Sicherſtellung gegen Schaden oder 
Buße, Indemnität kann man, wenn das Wort im modernen 
Staatsrecht gebraucht wird, am Beſten vielleicht mit Ent⸗ 
ſchuldigung überſetzen, denn Entlaſtung, was gleichfalls nahe 
zu liegen ſcheint, hat einen weſentlich anderen, techniſch feft- 
ſtehenden Begriff erlangt. Wenn nämlich Kammern die (von 
der Oberrechenbehörde) geprüften Staatsrechnungen in Ueber⸗ 
einftimmung mit dem Budgetgeſetz finden, fo ſprechen fie die 
„Entlaſtung“ des Miniſteriums aus. Ein Rechtegelehrter 
ſagt ferner: „Die gleiche „Entlaſtung“ findet ſtatt, wenn die 
Kammern die etwaigen Ueberſchreitungen des Budgets als ge⸗ 
rechtfertigt anerkennen und daher ihre desfalls erforder⸗ 
liche nachträgliche Genehmigung ertheilen.“ Derſelbe 
Schriftſteller ſagt aber weiterhin: „Erkennen aber die Kam⸗ 
mern die Ueberſchreitungen nicht als gerechtfertigt an, ſo 
können ſie in Berückſichtigung der obwaltenden Umſtände 
dem Miniſterium eine Indemnität ertheilen, und dieſe liegt 
ſtillſchweigend darin, wenn fie keine Forderung des Erſatzes 
beſchließen, während fie eine Erſatzforderung auf dem Wege 
der Miniſteranklage verfolgen können.“ In einer Anmerkung 
wird außerdem noch ganz richtig unterſchieden: Entlaſtung 
ſetzt die Anerkennung einer Ausgabe als gerecht⸗ 
fertigt voraus, Indemnität ſetzt die Verweigerung 
dieſer Anerkennung voraus. 5 

Oeſterreich. Die Stimmung in Wien foll eine ſehr 
aufgeregte ſein, und heißt es, daß die Verhängung des Be⸗ 


lagerung s zuſtandes aus warst vor Unruhen geſchehen fei. 
Die Preſſe ift in jeder Weſſe beſchränkt; die einzige Preſſe, 
deren Thätigkeit unter dem Druck des Belagerungszuſtandes 
nicht leidet, iſt die Banknotenpreſſe, ja ſie E ſogar in 
der letzten Zeit eine geſteigerte Thätigkeit entfalten. 

Italien. Die Verhandlungen zwiſchen Italien und Oeſter . 
reich können nicht recht vorwärts kommen. Es ſcheint, daß 
Oeſterreich ſich doch nicht leicht von Venedig trennen kannz 
auf jeden Fall benutzt es die ihm noch bleibende Zeit, um 
ſich recht koſtkare Andenken aus Venedig mitzunehmen. — 
Garibaldi iſt in dem Kampfe in Südtyrol ernftlich ver⸗ 
wundet worden. 

Ueber die öffentliche Wahl. 

Unter den zu erwartenden Vorlagen an die Kammern 
wird ſich auch eine befinden, die das Wahlgeſetz zum 
deutſchen Parlamente betrifft. Wenn dieſelbe dem 
Reichswahlgeſetz von 1849 entſprechen ſoll, ſo fragen wir mit 
Recht, was wohl eine derartige Vorlage bezweckt, da das 
Reichs wahlgeſetz doch in allen feinen Punkten feſtſteht und 
nicht jetzt noch der Genehmigung der einzelnen bundesſtaat⸗ 
lichen Kammern unterbreitet werden kann. Die Vorlage muß 
daher andere und wahrſcheinlich der freiheitlichen Anſchauung 
nicht günſtige Abſichten verfolgen. Wir werden uns freuen, 
wenn wir in dieſer Beziehung zu ſchwarz geſehen haben 
ſollten; allein wir fürchten: die Vorlage wird eine Modifi⸗ 
kation des Reichswahlgeſetzes dahin vorſchlagen, daß — bei 
Belaſſung der allgemeinen unmittelbaren Urwahlen — ſtatt der 
Stimmzettelwahl die beliebte öffentliche Abſtimmung ein⸗ 
geführt werden ſoll. 

Nun wir hoffen dabei, wenigſtens nicht jene berühm- 
ten Manteuffel'ſchen Motive, mit denen im Jahre 1849 
in Preußen die oktroyirte öffentliche Abſtimmung eingeführt 
wurde, wieder lebendig auferſtehn zu ſehen, denn jene Moti⸗ 
virung ift ſeit fünfzig Jahren der gröbſte Fauſtſchlag ins Ge⸗ 
ſicht der menſchlichen Geſittung geweſen. Es hieß darin 
nämlich: die Zeit verlange einmal nach Freiheit 
und Oeffentlichkeit, alſo müſſe auch ebenſo Frei⸗ 
heit und Oeffentlichkeit bei den Wahlen walten, 
das ſei im Sinne und Geiſte der modernen Zeit, 
der alle Geheimnißkrämerei zuwider ſei. Die 
damalige Preſſe war ſtumm gegen dieſen Fauſtſchlag; die 
Zeitſtrömung war bereits ſo, daß ſie das Beſte nicht mehr 
ſagen durfte; die Volkspartei aber antwortete mit der Parole 
der gänzlichen Wahlenthaltung, die man ihr vielfach verdacht 
hat und die dennoch den damaligen Umſtänden nur zu ſehr 
angemeſſen war. Nicht das aufoktroyirte Dreiklaſſenſyſtem 
gab hierzu den Grund, ſondern dieſe ſogenannte öffentliche 
1319 Abſtimmung hob eben angeſichts der Allgewalt der Re⸗ 
gierung das Recht der freien Wahl faktiſch auf. Noch heute 
läuft es uns kalt über den Rücken, wenn wir uns des Ein⸗ 
drucks erinnern, den dieſe Verdrehung der Ideen bei Leſung 
der Motive auf uns machte; denn eine Verdrehung iſt es, 
wie es keine zweite giebt und die Weltgeſchichte wird doch noch 
einſt den Namen des Mannes in den amtlichen Büreaus heraus⸗ 
finden, aus deſſen Gehirn dieſe wahrhaft mephiſtopheliſche 
Weisheit entſprang. 

Eine abſichtliche Verſchiebung der Begriffe liegt dieſer 
Motivirung der öffentlichen Abſtimmung zu Grunde. Der 
Ruf nach „Freiheit und Oeffentlichkeit“ entſtand in den vier⸗ 
ziger Jahren und hatte eine rein negative Bedeutung gegen⸗ 
über dem geheimthueriſchen Büreaukratenthum, das ſelbſt in 
die Korporationen der Gemeindevertretungen eingeriſſen war. 
Das Geheimhalten und abſichtliche Ausſchließen der Beſpre⸗ 


chung und Beurtheilung über Thaten und Handlungen der 
Beamten war das Uebel, gegen das die öffentliche Meinung, 
Freiheit und Oeffentlichkeit“ als Correckivmittel verlangt. 
Man wollte und will heute noch Freiheit der Entſchlie⸗ 
ßung, aber Verantwortlichkeit der That, die eben 
darum dem öffentlichen Urtheil unterliegen ſoll. Rückwärts 
kann allerdings in ſpätern Fällen dieſe öffentliche Beſprechung 
eine Einwirkung auf die Motive der Handlungen eines Beam⸗ 
ten ausüben; allein einen direkten Einfluß vor der Handlung 
ſoll ſich die verlangte Oeffentlichkeit niemals erlauben. Sie 
ſelbſt hat in ihren Rechtsbegriffen für einen ſolchen Einfluß 
eine ſtrafende Bezeichnung, ſie nennt ihn Terrorismus. 
Sie verlangt nichts als eine Oeffentlichkeit der Handlung 
ſelbſt, nachdem ſie den geheimen Prozeß der freien Entſchei⸗ 
dung, dem doch jede Handlung zuvor unterliegt, durchgemacht 
hat. Wenn man alſo mit vollendeten Handlungen 
die Worte Freiheit und Oeffentlichkeit verbindet, ſo hat das 
Sinn, allein wenn man dieſe beiden Begriffe wie ein Netz 
über die Wahlentſcheidung des Willens wirft, ſo iſt 
das nichts, als — Terrorismus, mag man es auch zu einer 


„Forderung der Neuzeit“, zu einem „freiheitlichen und öffent⸗ 


lichen“ Bedürfniß ſtempeln, wie man will. — Wo das Wort 
Wahl in Anwendung kommt, da muß ſchlechterdings Alles 
das für Unfreiheit erklärt werden, was dieſe Wahl möͤglicher⸗ 
weiſe zu einer unfreiwilligen machen kann, alſo auch die An⸗ 
wendung der öffentlichen Abſtimmung. Ein Wähler ſoll 
freie Verfügung haben, um ſich nach feinem Urtheil zu ent⸗ 
ſcheiden. Aber tauſendfach muß ſchon der gewöhnliche Menſch 
im bürgerlichen Leben mit ſeinem Urtheil zurückhalten, wo 
ihn Beziehungen an Perſonen und Verhältniſſe ketten, denen 
er eben nicht entgegentreten will, noch ohne Gefährdung ſei⸗ 
ner Intereſſen entgegentreten kann. Ja, das Zurückhalten 


ſeines Urtheils gehört zu einer Forderung der Sitte und iſt 
nöthig zum fügſamen Ineinanderſchicken im geſellſchaftlichen 
Leben, ohne welches Letzteres kaum feinen gedeihlichen Fort⸗ 
gang nehmen kann. Es wirft keinen Makel auf die bürger⸗ 
liche Ehre eines Menſchen, wenn er vorſichtig im Urtheil iſt, 
und gar oft urtheilen wir mit Härte über Jemanden, der 
unnöthig an allen Enden mit feinem Urtheil vorweg iſt, 
denn wir nennen ihn einen „Iofen Mund“ oder eine „böſe 
Zunge.“ Wer alſo im Ernſte von einer freien Wahl ſprechen 
will, der kann niemals der Oeffentlichkeit des geheimen 
Prozeſſes der Wahlen das Wort reden, weil dieſe Oef⸗ 
fentlichkeit gerade die ganze Freiheit der Wablentſcheidung 
arfhebt. Wir haben es ja tauſendfältig geſehen, wie der 
Wähler hierdurch ganz künſtlich aufgehalftert und bepackt mit 
allen ſeinen Beziehungen zum bürgerlichen Leben und zum 
Staat an den Wahltiſch tritt und — wir wiſſen die Er⸗ 
folge davon. 

Wir hatten ſtets in der alten Städteordnung Stimm⸗ 
zettelabſtimmung und noch heut zieht ih das Kollegium der 
Richter und Geſchworenen zur Urtelsſprechung in ge⸗ 
heimer Sitzung zurück; warum das? Weil eben ihr 
Urtheil frei fein ſoll, felbft von dem Einfluß der Zuherer 
und der Parteien. Hiermit hat jeder Wahlakt ſeine eigent⸗ 
liche Verwandſchaft, wenn das Wort Wählen noch heißt, was 
es in der deutſchen Sprache bedeutet, nämlich: ein Urtheil 
nach ſeiner innerſten Ueberzeugung faſſen und dabei frei 
ſein in der Entſcheidung. 

Wir überlaſſen nach dieſer Auseinanderſetzung jedem 
Leſer ſelbſt, einen Blick zu thun auf feine eigenen Erfahrungen, 
und ſich darnach fein Urtheil zu bilden über die Zweckmäßig ⸗ 
keit oder Unzweckmäßigkeit der öffentlichen Abſtimmung. 
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